
 

 
 

Wöchentliche Steuernachrichten (Tax-News) 11. März 2024*  
 
Schlussanträge vom EuGH-Generalanwalt Nicholas Emiliou: Verzicht auf das 
Berufsgeheimnis für Nichtjuristen (DAC6)   
 
Am Donnerstag, den 29. Februar, hat Generalanwalt Nicholas Emiliou seine Schlussanträge 
in der Rechtssache C-623/22 Belgian Association of Tax Lawyers zur Vereinbarkeit von 
DAC6, der Richtlinie (EU) 2018/822 über den obligatorischen automatischen 
Informationsaustausch im Bereich der Besteuerung in Bezug auf meldepflichtige 
grenzüberschreitende Vereinbarungen, mit dem EU-Recht und den Grundprinzipien 
vorgelegt. Nicholas Emiliou schlägt vor, dass der EuGH die Fragen des belgischen 
Verfassungsgerichts dahingehend beantwortet, dass die Prüfung der Fragen kein Problem 
ergeben hat, das die Gültigkeit von DAC6 berührt, und erklärt, dass die durch DAC6 auferlegte 
Verpflichtung, den zuständigen Behörden alle aggressiven grenzüberschreitenden 
Steuervereinbarungen zu melden, keinen schweren Verstoß gegen die Grundsätze des 
Unionsrechts darstellt. Darüber hinaus stellt Nicholas Emiliou in seinen Schlussanträgen fest, 
dass die Mitgliedstaaten Intermediäre nur dann von der Pflicht zur Meldung 
grenzüberschreitender meldepflichtiger Gestaltungen befreien können, wenn die Meldepflicht 
das Berufsgeheimnis von Rechtsanwälten und anderen Berufsangehörigen, die 
Rechtsanwälten gleichgestellt sind, unter außergewöhnlichen Umständen verletzt, und legt 
einschränkend fest, dass diese Befreiung nicht auf die Tätigkeiten von Berufsangehörigen wie 
Buchhaltern, Wirtschaftsprüfern und Steuerberatern, die nicht an der Rechtspflege beteiligt 
sind, ausgedehnt werden kann. Die Schlussanträge des Generalanwalts Nicholas Emiliou 
sind jedoch für den Gerichtshof nicht bindend, der sein Urteil in den kommenden Monaten 
verkünden wird. 
 

EU-Kommission schlägt Mehrwertsteuerbefreiung für EU-
Rüstungsinvestitionen vor  
 
Am Dienstag, den 5. März, stellte die Europäische Kommission eine Europäische Strategie 
für die Verteidigungsindustrie (EDIS) und ein Europäisches Programm für die 
Verteidigungsindustrie (EDIP) vor, die darauf abzielen, die industrielle Säule der 
Verteidigungsbereitschaft der EU zu stärken. Diese neuen Vorschläge beinhalten eine 
Befreiung von der Mehrwertsteuer für Verteidigungsgüter aus der EU. Die Kommission hat 
vorgeschlagen, dass die Mitgliedstaaten im Rahmen der neuen Struktur für das Europäische 
Rüstungsprogramm (SEAP) gemeinsam beschaffte und in ihrem Besitz befindliche 
Verteidigungsgüter, -technologien oder -dienstleistungen von der Mehrwertsteuer oder den 
Verbrauchssteuern befreien. "Eine Zusammenarbeit innerhalb dieses Rahmens sollte es den 
Mitgliedstaaten unter bestimmten Bedingungen auch ermöglichen, von einem erhöhten 
Finanzierungssatz, vereinfachten und harmonisierten Beschaffungsverfahren und, wenn die 
Mitgliedstaaten gemeinsam Eigentümer der beschafften Ausrüstung sind, von der 
Mehrwertsteuer zu profitieren", heißt es in dem Vorschlag. Die Mitgliedstaaten könnten dem 
Vorschlag zufolge auch Anleihen zur Finanzierung langfristiger Rüstungsprogramme 
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ausgeben. Der SEAP würde für die Zwecke der Befreiung von der Mehrwertsteuer und den 
Verbrauchssteuern sowie für die Ausgabe von Anleihen als internationale Organisation 
betrachtet werden. 
 

Treffen der EU-Finanzminister (ECOFIN-Rat) am 12. März in Brüssel  
 
Die EU-Finanzminister werden sich am Dienstag, den 12. März, in Brüssel treffen, um sich 
über den Stand der Umsetzung der Fazilität für Konjunkturbelebung und Krisenbewältigung 
(RRF) sowie über die wirtschaftlichen und finanziellen Auswirkungen der russischen 
Aggression gegen die Ukraine auszutauschen. Bei dieser Gelegenheit werden die belgische 
EU-Ratspräsidentschaft und die Europäische Kommission die Minister über die wichtigsten 
Ergebnisse des G20-Treffens der Finanzminister und Zentralbankpräsidenten vom 26. bis 29. 
Februar 2024 informieren. Darüber hinaus wird der Rat versuchen, seine Leitlinien für den 
EU-Haushalt 2025 zu billigen und seine Empfehlung zur Entlastung der Kommission für die 
Ausführung des EU-Haushalts 2022 anzunehmen. Am selben Tag werden die EU-
Finanzminister auch an einer Debatte mit den Ministern für Beschäftigung und soziale 
Angelegenheiten über soziale Investitionen und Reformen für widerstandsfähige 
Volkswirtschaften teilnehmen. Auf der Tagesordnung der Ecofin-Tagung im März steht kein 
Steuervorschlag.  

 
Offene Fragen zur FASTER-Richtlinie werden laut belgischer 
Ratspräsidentschaft beim nächsten ECOFIN-Rat im Mai erörtert 
 
Die belgische EU-Ratspräsidentschaft hat Berichten zufolge beschlossen, die Erörterung der 
noch offenen Fragen im Zusammenhang mit dem FASTER-Vorschlag (Faster and Safer 
Relief of Excess Withholding Taxes) auf die Ecofin-Tagung im Mai zu verschieben. Die 
Mitgliedstaaten müssen noch einige Fragen klären, u.a. die Selbstbewertung ihrer 
Quellensteuerentlastungssysteme, die Ausnahmeregelungen in Artikel 10 und die 
Ausnahmen von Kapitel III des Vorschlags für EU-Länder mit kleinen Aktienmärkten und 
umfassenden Entlastungssystemen an der Quelle. Die Definition kleiner Aktienmärkte, die 
Frage, wer bestimmt, ob die Quellensteuererleichterungssysteme der Mitgliedstaaten 
"umfassend" sind, sowie die Ausnahmeregelungen werden wahrscheinlich wichtige 
Diskussionspunkte sein. Diese offenen Fragen werden Berichten zufolge auf technischer 
Ebene in der Arbeitsgruppe für Steuerfragen am 15. März und 16. April weiter erörtert, wo der 
belgische Ratsvorsitz voraussichtlich neue Kompromisstexte vorlegen wird. 
 

EU-Steuerbeobachtungsstelle veröffentlicht neues Arbeitspapier zur 

Entwicklung von Steueroasen  

Die EU-Steuerbeobachtungsstelle hat am Dienstag, den 5. März, ein neues Arbeitspapier 
veröffentlicht, in dem die Bestimmungsfaktoren und Folgen der Entwicklung von Steueroasen 
analysiert werden. Der Autor, Sébastien Laffitte, verwendete für seine Forschung eine 
neuartige Datenbank, die die Gründung und Entwicklung von Offshore-Institutionen in 48 
Steueroasen verfolgt. Ausgehend von der Idee, dass Steueroasen die Anbieter auf dem Markt 
für Offshore-Dienstleistungen sind, zeigte er, dass Nachfrageschocks erklären, warum Länder 
zu Steueroasen werden. Er fand auch heraus, dass Wettbewerbsschocks erklären, warum 
Steueroasen ihre Vorschriften aktualisieren. Diese Reaktion wird durch die Verbreitung von 
Rechtstechnologien zwischen den Steuerparadiesen begünstigt. Schließlich zeigt der Autor, 
dass die Umwandlung in eine Steueroase zu einem Anstieg des Pro-Kopf-BIP und zu einer 
sektoralen Umverteilung in Ländern führt, die diesen Status annehmen. Im Gegenzug wird die 
Steuerstruktur von Ländern, die keine Steueroasen sind, durch die Entstehung von 
Steueroasen beeinflusst, was zu einer höheren Steuerbelastung von Arbeit im Vergleich zu 
Kapital führt. Jüngste Entwicklungen bei der Regulierung von Steueroasen, wie der von der 
OECD geleitete Gemeinsame Meldestandard (CRS) und die Zwei-Säulen-Reform des 
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internationalen Körperschaftssteuersystems, führten seiner Ansicht nach zu erheblichen 
negativen Schocks für die Renten der Steueroasen. Dem Papier zufolge können diese 
Maßnahmen Steueroasen dazu veranlassen, ihre rechtlichen Strukturen zu aktualisieren, 
beispielsweise durch die Einführung von "hochriskanten" Citizenship-by-Investment-Modellen 
zur Umgehung des CRS. Folglich unterstreicht das Papier, wie wichtig es ist, internationale 
Vorschriften für Steueroasen so zu gestalten, dass sie gegen rechtliche Innovationen und 
deren Verbreitung robust sind. 
 

Letzte Sitzung des Unterausschusses für Steuerfragen (FISC) des Europäischen 
Parlaments in dieser Legislaturperiode zur künftigen globalen Steuerpolitik 
 
Die letzte Sitzung des FISC-Unterausschusses des Europäischen Parlaments für das 
laufende Mandat findet am Donnerstag, den 19. März, von 15:00 bis 16:30 Uhr statt. Bei dieser 
Gelegenheit werden die FISC-Abgeordneten einen Meinungsaustausch mit der Europäischen 
Kommission, der OECD und den Vereinten Nationen über den aktuellen Stand und die Zukunft 
der europäischen und internationalen Steuerpolitik führen. Die Anhörung wird sich 
insbesondere mit der jüngsten UN-Resolution befassen, die sich für die Aufnahme von 
Verhandlungen über ein Rahmenübereinkommen über die internationale Zusammenarbeit 
ausspricht, dass die Rolle der UN in der internationalen Steuerpolitik stärken würde. Die 
Abgeordneten und Experten werden die künftige globale Governance der Steuerpolitik 
erörtern, einschließlich der Frage nach der Rolle der UNO und ihrer Zusammenarbeit mit der 
OECD sowie der Stellung der EU in diesen beiden Foren. Der FISC-Unterausschuss wird 
diese Fragen mit Manal Corwin (OECD), Gerassimos Thomas (Europäische Kommission) und 
Eamonn Prendergast (Delegation der EU bei den Vereinten Nationen) diskutieren. 
 

Vierte Ausgabe der OECD „Tax and Development Days“ am 12. und 13. März 
2024 
 
Die OECD veranstaltet am 12. und 13. März die vierte Ausgabe ihrer "Tax and Development 
Days" auf Zoom. Alle Mitglieder des OECD/G20-Inclusive Framework on BEPS (Inclusive 
Framework) und wichtige Interessenvertreter sind zur Teilnahme eingeladen. Alle Sitzungen 
sind auch für die Öffentlichkeit zugänglich und ermöglichen einen Einblick in die 
verschiedenen internationalen steuerbezogenen Arbeitsgruppen, die das Inclusive 
Framework bisher durchgeführt hat. Die Veranstaltung bietet einen aktuellen Überblick über 
einige der OECD-Initiativen zur Stärkung der Steuerkapazitäten und zur Verbesserung der 
Steuerpolitik und der Einhaltung der Steuervorschriften in den Entwicklungsländern sowie 
einen Ausblick auf künftige Herausforderungen. Zu den Themen gehören die Umsetzung der 
Zwei-Säulen-Lösung, die neuen Realitäten der Kohlenstoffbepreisung und ihre Auswirkungen 
auf die Entwicklungsländer, Steuertransparenz, Steuermoral sowie Besteuerung und 
Ungleichheit.  
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Save-the-date: ETAF-Konferenz am 17. April 2024  

 

  



 

Haftungsausschluss 
 
Der Newsletter enthält Informationen über europäische Steuerpolitik und Entwicklungen, die aus 
offiziellen Dokumenten, Anhörungen, Konferenzen und der Presse stammen. Er spiegelt weder die 
offizielle Position der ETAF wider noch sollte er als schriftliche Erklärung im Namen der ETAF 
verstanden werden.   

 
Hinweis 
 
Die Übersetzung des englischen Originaltexts erfolgt maschinell. Der DStV steht nicht für die Richtigkeit 
der Übersetzung ein. Der Originaltext findet sich unter: News - European Tax Adviser Federation 
(etaf.tax) 
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